
Aktenzeichen: 9 AZB 35/97 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht 
Köln

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Beschluß vom 28. Oktober 1997
- 9 AZB 35/97 -
Beschluß vom 10. Juni 1997
- 12 Ca 851/97 -
Beschluß vom 27. August 1997
- 4 Ta 235/97 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Rechtsweg - Keine Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssa­chen für Gebührenklage des Prozeßbevollmächtigten

Gesetz:
ArbGG § 46 Abs. 2; ZPO § 34

Leitsatz:
Für die Klage eines Prozeßbevollmächtigten gegen seinen Man­
danten wegen Gebühren und Auslagen im Zusammenhang mit einem 
Rechtsstreit vor dem Arbeitsgericht ist der Rechtsweg zu den 
ordentlichen Gerichten und nicht zu den Gerichten für Ar­
beitssachen gegeben.
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9 AZB 35/97
4 Ta 235/97 LAG Köln

B e s c h l u ß

In Sachen

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 28. Oktober 
1997 beschlossen:

Die weitere sofortige Beschwerde des Klägers 
gegen den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Köln 
vom 27. August 1997 - 4 Ta 235/97 - wird zurück­
gewiesen.
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-  2 -

Der Kläger hat die Kosten des Beschwerdeverfah 
rens zu tragen.

G r ü n d e  :

I. Der Kläger nimmt die Beklagte auf Zahlung von Rechtsanwalts­
vergütung in Anspruch.

Der Kläger hat die Beklagte in einem Rechtsstreit vor dem 
Arbeitsgericht Köln anwaltlich vertreten. Gegen die von ihm im 
Kostenfestsetzungsverfahren geltend gemachten Gebühren und Ausla­
gen erhebt sie Einwendungen, die ihre Grundlage nicht im Gebüh­
renrecht haben.

Das Arbeitsgericht hat den vom Kläger gewählten Rechtsweg zu 
den Gerichten für Arbeitssachen für unzulässig erklärt und den 
Rechtsstreit an das Amtsgericht Köln verwiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die sofortige Beschwerde des Klägers zurückge­
wiesen. Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner vom Landesar­
beitsgericht zugelassenen weiteren sofortigen Beschwerde.

II. Die Beschwerde des Klägers ist unbegründet.

1. Nach § 48 Abs. 1 ArbGG i.V.m. § 17 a Abs. 4 Satz 4 GVG ist 
in Abweichung von § 78 Abs. 2 ArbGG eine weitere Beschwerde 
statthaft, wenn sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtsfrage zugelassen worden ist. Diese Voraussetzung ist hier 
erfüllt. Die weitere sofortige Beschwerde ist auch frist- und
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3

formgerecht eingelegt worden. Die zweiwöchige Notfrist (§ 78 
Abs. 1 Satz 1 ArbGG i.V.m. § 577 Abs. 2 ZPO) ist gewahrt.

2. Die weitere sofortige Beschwerde des Klägers ist jedoch un­
begründet. Zu Recht und mit zutreffender Begründung haben die 
Vorinstanzen den Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen für 
unzulässig erklärt. Zuständig ist die ordentliche Gerichtsbar­
keit .

a) Der Kläger verkennt nicht, daß die Honorarklage eines Pro­
zeßbevollmächtigten aus einem arbeitsrechtlichen Mandat keine 
bürgerliche Rechtsstreitigkeit aus einem Arbeitsverhältnis im 
Sinne von § 2 ArbGG betrifft. Eine unmittelbare Zuständigkeit 
aufgrund der Verfahrensvorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes 
besteht damit nicht.

b) Die arbeitsgerichtliche Zuständigkeit wird auch nicht durch 
§ 34 ZPO begründet.

Nach § 34 ZPO können Prozeßbevollmächtigte ihre Klagen wegen 
Gebühren und Auslagen bei dem Gericht des Hauptprozesses anbrin­
gen. Damit wird ihnen wegen der Sachnähe des Hauptsachengerichts 
nach ihrer Wahl (§ 35 ZPO) ein besonderer Gerichtsstand eröffnet. 
§ 34 ZPO betrifft nach herrschender Meinung sowohl die örtliche 
wie auch die sachliche Zuständigkeit. Die Verweisung in § 46 
Abs. 2 ArbGG auf die Vorschriften der Zivilprozeßordnung für das 
Urteilsverfahren schließt zwar nach einer weitverbreiteten Auf­
fassung auch § 34 ZPO ein und soll danach dem Rechtsanwalt des-
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4

halb die Wahl der Gerichte für Arbeitssachen ermöglichen (LAG 
Hamburg Beschluß vom 6. Juni 1994 - 7 Sa 23/93 - MDR 1995, 213; 
LAG Hamm Urteil vom 5. Juli 1984 - 8 Sa 716/84 - DB 1984, 2256, 
Leitsatz; Stein/Jonas/Schumann, ZPO, 21. Aufl., § 34 Rz 18; 
MünchKommZPO-Patzina, § 34 Rz 12; Gerold/Schmidt-Madert, BRAGO, 
13. Aufl., § 1 Rz 71). Das ist aber nicht zutreffend.

Nach Wortlaut und Systematik des § 46 ArbGG beschränkt sich 
die Verweisung des § 46 Abs. 2 ArbGG auf die Urteilsverfahren, 
die in § 46 Abs. 1 ArbGG genannt sind. Das sind die Rechtsstrei­
tigkeiten, für die nach § 2 Abs. 1 bis 4 ArbGG die Zuständigkeit 
der Gerichte für Arbeitssachen begründet ist. Eine Erweiterung 
der Zuständigkeit über den Katalog des § 2 ArbGG hinaus läßt § 46 
Abs. 2 ArbGG nicht zu. Das ergibt insbesondere auch der Vergleich 
mit den Bestimmungen über das Beschlußverfahren. § 80 Abs. 2 
ArbGG verweist nur eingeschränkt auf die zivilprozessualen Vor­
schriften. § 34 ZPO gehört nicht hierzu. Eine Auslegung, die den 
Prozeßbevollmächtigten lediglich für Gebührenklagen aus Mandaten 
in Urteilsverfahren, nicht aber für solche in Beschlußverfahren, 
den Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen ermöglicht, ist- 
ausgeschlossen .

c) Seit der Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes durch das 
Vierte Änderungsgesetz zur Neuregelung des verwaltungsgerichtli­
chen Verfahrens vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2809) ist das 
Verhältnis der Gerichte für Arbeitssachen zur ordentlichen Ge­
richtsbarkeit keine Frage der sachlichen Zuständigkeit, sondern 
des Rechtswegs (BAG Urteil vom 26. März 1992 - 2 AZR 443/91 - AP
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5

Nr. 7 zu § 48 ArbGG 1979). Der in § 34 ZPO geregelte Wahlge­
richtsstand betrifft nur die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
und nicht den Rechtsweg. Dieser bestimmt sich für die ordentliche 
Gerichtsbarkeit nach § 13 GVG und für die Arbeitsgerichtsbarkeit 
nach §§ 2 ff. ArbGG (vgl. auch LAG Köln Beschluß vom 27. Septem- 
ber 1994 - 10 Ta 153/94 - AnwBl 1995, 197; Zöller/Vollkommer,
ZPO, 20. Aufl., § 34 Rz 5; Riedel/Sußbauer/Fraunholz, BRAGO,
7. Aufl., § 19 Rz 58; Hansens, NJW 1989, 1131).

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Leinemann Düwell Reinecke
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